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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Zusammen mit dem Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von
Terrorismus (PMT) schickte der Bundesrat Ende 2017 auch ein Bundesgesetz über
Vorläuferstoffe für explosionsfähige Stoffe (Vorläuferstoffgesetz, VSG) in die
Vernehmlassung. Das neue Gesetz will den Zugang zu Stoffen, die zur Herstellung von
Explosivstoffen verwendet werden können, für Privatpersonen teilweise einschränken
und so deren Missbrauch verhindern. Terroristen hatten in letzter Zeit vermehrt selbst
aus Produkten des täglichen Gebrauchs wie zum Beispiel Düngemittel, Reinigungsmittel
für Schwimmbäder oder Unkrautvertilger hergestellte Sprengstoffe verwendet. Für den
Kauf von Produkten, die Wasserstoffperoxid, Nitromethan, Salpetersäure,
Kaliumchlorat, Kaliumperchlorat, Natriumchlorat, Natriumperchlorat oder
Ammoniumnitrat in hoher Konzentration beinhalten, soll daher zukünftig eine
Bewilligung erforderlich sein. Für Produkte mit mittelhoher Konzentration dieser Stoffe
ist eine Registrierungspflicht vorgesehen, während Produkte mit geringer Konzentration
weiterhin frei verkäuflich sein sollen. Die Verkaufsstellen haben aber in jedem Fall die
Möglichkeit, verdächtige Vorkommnisse dem Fedpol zu melden. Alle neuen Regelungen
betreffen nur Privatpersonen; bei Berufsleuten – z.B. Landwirtinnen und Landwirten –
setzt der Bundesrat indes auf Eigenkontrolle und die Sensibilisierung der Branchen. Die
Vernehmlassung läuft bis Ende März 2018. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2017
KARIN FRICK

Im Oktober 2018 veröffentlichte das Fedpol den Ergebnisbericht zur Vernehmlassung
über das Vorläuferstoffgesetz. Von den 52 Vernehmlassungsantworten fiel die
überwiegende Mehrheit positiv aus. Rund 80 Prozent der Vernehmlasserinnen und
Vernehmlasser begrüssten die bundesrätlichen Bestrebungen zur Verbesserung der
inneren Sicherheit der Schweiz und zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus.
Elf Teilnehmende, nämlich die SVP, die Kantone Nidwalden, Schwyz und Tessin sowie
sieben Wirtschafts- und Industrieorganisationen, lehnten den Vorentwurf insgesamt ab.
Sie kritisierten, das neue Gesetz generiere grossen zusätzlichen Aufwand und
Datenschutzprobleme bei der Anwendung, verfehle aber aufgrund des eingeschränkten
Anwendungsbereichs gleichzeitig das Ziel, die Sicherheit zu verbessern. Auch in den
grundsätzlich zustimmenden Stellungnahmen wurden Vorbehalte betreffend den
Datenschutz sowie die Zweck- und Verhältnismässigkeit der Regulierung geäussert.
Insbesondere die Beschränkung der Regulierung auf den Umgang mit den betroffenen
Stoffen im privaten Bereich – wohingegen der Umgang mit denselben Stoffen im
professionellen Bereich nicht reguliert wird – mindere die Wirkung des Gesetzes
deutlich. Ausserdem sei die auf wenige Chemikalien in bestimmter Qualität
vorgesehene Beschränkung leicht umgehbar. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.10.2018
KARIN FRICK

Gut ein Jahr nach der Veröffentlichung des Vernehmlassungsberichts verabschiedete
der Bundesrat die Botschaft zum Vorläuferstoffgesetz. Kernelement des neuen
Gesetzes ist die Regulierung des Zugangs von Privatpersonen zu Vorläuferstoffen für
explosionsfähige Stoffe. Darunter fallen Chemikalien wie Wasserstoffperoxid, Aceton
und Nitrate, die in Produkten des täglichen Gebrauchs enthalten sind und zur
Herstellung von sogenannten Home-Made Explosives (HME) missbraucht werden
können. Produkte, die erhöhte Konzentrationen dieser Stoffe enthalten, sollen von
Privatpersonen künftig nur noch mit einer Bewilligung des Fedpol erworben werden
können, zu deren Erlangung der Verwendungszweck des Produkts angegeben werden
muss. Die Liste der betroffenen Substanzen sowie die Konzentrationsgrenzwerte will
der Bundesrat von der EU übernehmen, um keine neuen technischen
Handelshemmnisse zu schaffen. Zudem sollen die Herstellung und der Besitz von HME
ausdrücklich verboten werden. Darüber hinaus will der Bundesrat die betroffenen
Wirtschaftssektoren für das Missbrauchsrisiko sensibilisieren und sie ermutigen,
Verdachtsfälle dem Fedpol zu melden. Das neu geschaffene Meldesystem soll den
Polizeibehörden bei der Verhinderung von einschlägigen Straftaten einen
entscheidenden Vorteil verschaffen. Der Bundesrat betonte in der Botschaft aber
gleichermassen, dass das neue Gesetz für die Endverbraucherinnen und -verbraucher,
die Wirtschaftsakteure und die Kantone nur geringfügige Auswirkungen habe,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.2019
KARIN FRICK
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insbesondere was die Kosten und die Personalschulung betreffe. 3

In der Sommersession 2020 stimmte der Ständerat als Erstrat dem
Vorläuferstoffgesetz zu, mit dem der Zugang für Privatpersonen zu bestimmten
chemischen Substanzen  erschwert werden soll, die sich zur Herstellung von
Sprengstoff eignen. Die vorberatende SiK-SR hatte im Frühling Vertretungen des
Schweizerischen Drogistenverbandes, von PharmaSuisse und der Kantone angehört und
war mehrheitlich zum Schluss gekommen, dass das Gesetz nur kleine Einschränkungen
mit sich bringe, die sich für den Sicherheitsgewinn allemal lohnten. Eine Minderheit
Salzmann (svp, BE) beantragte dem Rat indes Nichteintreten, weil damit alle
Privatkäufer der einschlägigen Stoffe unter Generalverdacht gestellt und die
Verkaufsstellen administrativ unnötig belastet würden. Kommissionssprecher Matthias
Zopfi (gp, GL) argumentierte vor dem Ratsplenum dagegen für das Gesetz, weil ohnehin
nur wenige Privatpersonen die als Vorläuferstoffe definierten Substanzen in den
bewilligungspflichtigen Mengen und/oder Konzentrationen kauften. Zudem würden
nicht nur terroristische, sondern auch andere Straftaten – beispielsweise die
Sprengung von Bankomaten – erschwert und letztlich auch Unfälle mit selbst
hergestellten Sprengstoffen verhindert. Mit 35 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgte
die Kantonskammer ihrer Kommissionsmehrheit und trat auf die Vorlage ein. Als einzige
Änderung beantragte die Kommission einstimmig, zusätzlich zu den drei vom Bundesrat
vorgesehenen Kategorien des freien Zugangs, der Bewilligungspflicht und des Verbots
als Zwischenstufe den Zugang über den Fachhandel einzufügen. Damit sollen
hochkonzentrierte Stoffe in kleinen Mengen weiterhin ohne Bewilligung erworben
werden können, allerdings nur im Fachhandel, d.h. insbesondere in Apotheken und
Drogerien. Der Bundesrat unterstützte diese Anpassung, worauf sie der Ständerat
stillschweigend guthiess. In der Gesamtabstimmung nahm er den Entwurf mit 34 zu 7
Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2020
KARIN FRICK

Der Nationalrat beriet in der Herbstsession 2020 als Zweitrat das Vorläuferstoffgesetz.
Weil sie in der vorgesehenen Regulierung des Erwerbs bestimmter Chemikalien, die
sich zur Herstellung von Sprengstoff eignen, eine massive Freiheitsbeschränkung für die
Bürgerinnen und Bürger sah, beantragte die SVP-Fraktion Nichteintreten. Deren
Vertreter Erich Hess (svp, BE) argumentierte, für eine effektive Terrorbekämpfung
müsse man eher «schauen, dass nicht jeder Terrorist in unser Land kommt», als
einzelne Substanzen zu verbieten und wenn, dann müssten konsequenterweise auch
Autos, Lastwagen und Messer bewilligungspflichtig gemacht werden, weil damit in
letzter Zeit die meisten Anschläge in Europa verübt worden seien. CVP-Vertreter und
SiK-NR-Mitglied Martin Candinas (cvp, GR) betonte hingegen, dass die Kommission
ohne Gegenantrag eingetreten sei, was zeige, «dass die Problematik niemals so gross ist
wie vorgetragen». Grünen-Vertreterin Marionna Schlatter (gp, ZH) hielt dem SVP-
Argument, das Gesetz stelle alle unter Generalverdacht, entgegen, dass es dieselbe
Partei sei, die beim Gesetz über die polizeilichen Massnahmen zur
Terrorismusbekämpfung bereit sei, «für eine vermeintlich totale Sicherheit unsere
Freiheit zu opfern», die bei diesem Geschäft indes darauf abziele, wegen «ein bisschen
Bürokratie unsere Sicherheit aufs Spiel zu setzen». So fand das
Nichteintretensbegehren ausserhalb der SVP-Fraktion denn auch keine Unterstützung
und scheiterte mit 165 zu 27 Stimmen bei einer Enthaltung klar. In der Detailberatung
blieben zwei Minderheitsanträge Porchet (gp, VD) ebenso erfolglos. Erstens verlangte
die Grüne Nationalrätin, dass Diebstahl und Verlust von Vorläuferstoffen dem Fedpol
gemeldet werden müssen und nicht nur können, was die Ratsmehrheit jedoch als
schwierig durchsetzbar ablehnte. Zweitens wollte die Waadtländerin die systematische
Verwendung der AHV-Nummer durch das Fedpol aus Datenschutzgründen aus dem
Gesetz streichen, wovon die Ratsmehrheit zugunsten eines effizienten
Bewilligungsprozesses jedoch absah. Die somit unveränderte Vorlage nahm der
Nationalrat in der Gesamtabstimmung mit 164 zu 27 Stimmen bei zwei Enthaltungen an,
wobei der Widerstand vollumfänglich in der SVP-Fraktion zu verorten war.
Das gleiche Muster zeigte sich anschliessend auch in den Schlussabstimmungen, wo
der Nationalrat dem Gesetz mit 155 zu 41 Stimmen zustimmte und es der Ständerat mit
35 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung guthiess. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2020
KARIN FRICK

1) Erläuternder Bericht zum Vorentwurf zum Bundesgesetz über Vorläuferstoffe für explosionsfähige Stoffe;
Medienmitteilung BR vom 8.12.17; Medienrohstoff fedpol PMT und VSG; TG, 3.9.16; NZZ, SGT, 10.12.16; TA, 9.12.17
2) Ergebnisbericht Vernehmlassung
3) BBl, 2020, S. 161 ff.; Medienmitteilung BR vom 20.11.19; TA, 21.11.19
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4) AB SR, 2020, S. 582 ff.; Medienmitteilung SiK-SR vom 27.5.20; Medienmitteilung SiK-SR vom 28.1.20
5) AB NR, 2020, S. 1744 ff.; AB NR, 2020, S. 1957; AB SR, 2020, S. 1071; BBl, 2020, S. 7773 ff.; CdT, NZZ, 23.9.20
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